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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung bestimmter 
Ausgangszollsätze 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den am 22. Januar 1972 in Brüssel 
Unterzeichneten Vertrag über den Beitritt neuer Mit- 
gliedstaaten zur Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und zur Europäischen Atomgemeinschaft 
insbesondere auf Artikel 33 der diesem Vertrag bei- 
gefügten Akte 2), nachstehend Akte genannt, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Auf Grund von Artikel 31 Absatz 1 der Akte gel- 
ten als Ausgangszollsätze für die in Artikel 32 vor- 
gesehenen aufeinanderfolgenden Herabsetzungen 
der Zollsätze bei der Einfuhr in die Gemeinschaft in 
ihrer ursprünglichen Zusammensetzung von Waren, 
die sich in den neuen Mitgliedstaaten im freien Ver- 
kehr befinden, die tatsächlich am 1. Januar 1972 an- 
gewandten Zollsätze. Diese Bestimmungen finden 
u. a. Anwendung auf die Waren des Kapitels 91 des 
Gemeinsamen Zolltarifs. 

Für diese Waren hat die Gemeinschaft am 1. Ja- 
nuar 1973 die dritte Rate der Zollherabsetzungen 
durchgeführt, die sich aus den im Anschluß an die 
Handelskonferenzen in Genf (1964-1967) geschlosse- 
nen Zollabkommen ergeben. 

Zur Aufrechterhaltung der Gemeinschaftspräferenz 
im Sinne von Artikel 33 Absatz 2 der Akte sind die 
am 1. Januar 1972 tatsächlich angewandten Zoll- 


sätze, die als Ausgangszollsätze für die vorgenann- 
ten Waren gelten, durch die am 1. Januar 1973 her- 
abgesetzten Zollsätze zu ersetzen. 1973 herabgesetzt 
wurden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Für die Waren des Kapitels 91 des Gemeinsamen 
Zolltarifs gelten als Ausgangszollsätze, nach denen 
die in Artikel 32 der Akte vorgesehenen aufeinan- 
derfolgenden Herabsetzungen der Zollsätze bei der 
Einfuhr in die Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung vorgenommen werden, die am 
1. Januar 1973 geltenden Zollsätze des Gemeinsamen 
Zolltarifs. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1973 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in Jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 5 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27, März 1972, S. 14 
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Begründung 


1. Nach Artikel 31 des Beitrittsvertrages gilt als 
Ausgangszollsatz, nach dem die aufeinanderfol- 
genden Herabsetzungen der Zollsätze bei der 
Einfuhr zwischen der Gemeinschaft in ihrer ur- 
sprünglichen Zusammensetzung und den neuen 
Mitgliedstaaten sowie zwischen den neuen Mit- 
gliedstaaten vorgenommen werden, der am 1. Ja- 
nuar 1972 tatsächlich angewandte Zollsatz. 

Dieser Ausgangszollsatz wird jedoch gegebenen- 
falls geändert und zwar gemäß Absatz 2 des glei- 
chen Artikels 31, der folgenden Wortlaut hat: 

„2. Werden nach dem 1. Januar 1972 Zollherab- 
setzungen durchgeführt, die sich aus dem haupt- 
sächlich chemische Waren betreffenden Überein- 
kommen in Ergänzung des Genfer Protokolls von 
1967 zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkom- 
men ergeben, so treten die herabgesetzten Zoll- 
sätze an die Stelle der in Absatz 1 genannten 
Ausgangszollsätze. " 

Diesen Bestimmungen zufolge wird der Aus- 
gangszollsatz somit nur durch die sich aus den 
Kennedy-Verhandlungen ergebenden späteren 
Zollherabsetzungen für die chemischen Erzeug- 
nisse der Kapitel 28 bis 39 des Gemeinsamen 
Zolltarifs geändert. Da das Abkommen betreffend 
die hauptsächlichsten chemischen Erzeugnisse 
hinfällig geworden ist, ist diese Bestimmung be- 
deutungslos geworden. 

2. In den Abkommen, die von der Gemeinschaft mit 
den EFTA-Staaten geschlossen worden sind, gilt 
als Ausgangszollsatz für die einzelnen Zollherab- 
setzungen ebenfalls der tatsächlich am 1. Januar 
1972 angewandte Zollsatz; dieser Ausgangszoll- 
satz wird jedoch gegebenenfalls wie folgt ge- 
ändert; 

„Werden nach dem 1. Januar 1972 Zollsenkungen 
anwendbar, die sich aus den im Anschluß an die 
Genfer Handelskonferenz (1964-1967) geschlos- 
senen Zollabkommen ergeben, so treten die der- 
art gesenkten Zollsätze an die Stelle der Aus- 
gangszollsätze.“ 

Im vorliegenden Fall werden die Zollsätze durch 
jede aus den Kennedy- Verhandlungen sich er- 
gebende Herabsetzung geändert. 


3. Bei den Zollsätzen für Uhrmacherwaren (Kapitel 
91 des Gemeinsamen Zolltarifs) war vor kurzem 
noch nicht die 3. sich aus den Kennedy- Verhand- 
lungen ergebende Herabsetzung durchgeführt 
worden. Diese Herabsetzung war nämlich davon 
abhängig gemacht worden, daß die Schweiz be- 
stimmte Bedingungen im Handel mit Uhrmacher- 
waren erfüllt. Diese Bedingungen, die bis 1972 
noch nicht als vollkommen erfüllt galten, waren 
im Verlauf von 1972 Gegenstand eines zusätz- 
lichen Abkommens zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der schweizerischen 
Eidgenossenschaft. Dieses Zusatzabkommen ist 
am 1. Januar 1973 in Kraft getreten und hat zur 
Folge, daß die vorgenannte 3. Zollherabsetzung 
durchgeführt wird. 

4. Daraus ergibt sich, daß die im Rahmen der in 
Kraft getretenen Abkommen zwischen der Ge- 
meinschaft und den EFTA-Staaten zu berücksich- 
tigenden Ausgangszollsätze herabgesetzt wer- 
den, während im Rahmen des Beitrittsvertrages 
als Ausgangszollsätze nach wie vor die „tatsäch- 
lich am 1. Januar 1972 angewandten Zollsätze“ 
gelten. 

Einige EFTA-Mitgliedstaaten werden somit bei 
ihren Einfuhren in die Gemeinschaft in den Genuß 
niedrigerer Zölle als die neuen Mitgliedstaaten 
kommen, was keineswegs in der Absicht der Ver- 
handlungsführer lag ^). 

5. Um die Gemeinschaftspräferenz aufrechtzuer- 
halten, wird vorgeschlagen, für die Erzeugnisse 
des Kapitels 91 des Gemeinsamen Zoll-Tarifs die 
Ausgangszollsätze, nach denen die Zollherabset- 
zungen bei der Einfuhr in die Gemeinschaft in 
ihrer ursprünglichen Zusammensetzung vorge- 
nommen werden, zu ändern, und diese Ausgangs- 
zollsätze auf das Niveau der für die EFTA-Staa- 
ten geltenden Ausgangszollsätze zu senken. Bei 
diesen Zollsätzen handelt es sich um die Zollsätze 
des Gemeinsamen Zolltarifs, die am 1. Januar 
1973 gegenüber Drittländern anwendbar sind, die 
in den Genuß der Meistbegünstigungsklausel 
gelangen. 


1) Es sei darauf hingewiesen, daß Österreich auf Grund 
des Interimsabkommens in den Genuß einer Sonder- 
behandlung gelangt ist. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
21. März 1973 - Il4 (IV/ 1 ) -680 70 -E- Au 27/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 1. März 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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